
BZB April 10  Politik24

Nachrichten aus Brüssel

Studie zur Zahngesundheit 

Ende Februar stellte die Europäische Kommission in
Brüssel die Studie „Oral Health“ zur Zahngesundheit
in Europa vor. Befragt wurden über 30 000 Personen
aus 27 EU-Staaten zu ihrer Zahngesundheit und ih-
ren Ernährungsgewohnheiten. Die Ergebnisse: Zum
Teil bestehen erhebliche Unterschiede innerhalb der
EU. Spitzenreiter bei der Zahngesundheit sind die
skandinavischen Länder. Deutschland weist einen
hohen Versorgungsgrad auf und liegt bei den Befra-
gungen meist im oberen Drittel. In Deutschland wird
niedergelassenen Zahnärzten hohes Vertrauen ent-
gegengebracht: 99 Prozent der Befragten bevorzu-
gen die Behandlung durch einen niedergelassenen
Zahnarzt im Gegensatz zu einer öffentlichen Ge-
sundheitseinrichtung. Europaweit gaben 57 Prozent
der Befragten an, in den vergangenen zwölf Mona-
ten einen Zahnarzt aufgesucht zu haben. Bei neun
Prozent liegt die zahnärztliche Behandlung mehr
als fünf Jahre zurück. Zwei Prozent haben nach ei-
genen Angaben noch nie einen Zahnarzt besucht.

Wachstumsstrategie „Europa 2020“ 

Unter dem Schlagwort „Europa 2020“ hat die 
Europäische Kommission Anfang März eine neue
 Strategie für ein intelligentes, nachhaltiges und
 integratives Wachstum der EU im kommenden Jahr-
zehnt vorgestellt. Um die Folgen der Wirtschafts -
krise zu bewältigen, möchte Kommissionspräsident
José Manuel Barroso bis 2020 folgende Ziele errei-
chen: Die durchschnittliche Beschäf tigung der er-
werbstätigen EU-Bevölkerung soll von 69 auf 75 Pro-
zent ansteigen. Mindestens 40 Prozent der Schulab-
gänger sollen einen Hochschul abschluss haben. Mit-
gliedsstaaten und Unternehmen sind aufgerufen, 
ihre Forschungsausgaben auf drei Prozent des Brutto-
inlandsprodukts anzuheben. Zudem soll das in der
EU bestehende Gefälle im Gesundheitswesen redu-
ziert und der Zugang zur Gesundheitsversorgung
verbessert werden. Ein  weiteres Ziel ist, den Anteil der
regenerativen Energie auf 20 Prozent zu erhöhen
und den Energie verbrauch zu senken. 

Zahnärzte kritisieren Richtlinie

Anfang März gaben die EU-Sozialminister grünes
Licht für eine Richtlinie zur „Vermeidung von Ver-
letzungen durch spitze/scharfe Instrumente im
Krankenhaus- und Gesundheitssektor“. Die Mit-
gliedsstaaten müssen die Richtlinie innerhalb 
von drei Jahren umsetzen. Ziel ist, Angestellte im
 Gesundheitswesen insbesondere vor Nadelstich-
verletzungen zu schützen. Grundlage der Richt -
linie ist eine Sozialpartnervereinbarung zwischen
dem europäischen Arbeitgeberverband des Kran-
kenhauswesens und den Gewerkschaften aus dem
Gesundheitsbereich. In einer Stellungnahme hat
die deutsche Zahnärzteschaft die Richtlinie gegen-
über dem europäischen Gesetzgeber scharf kri -
tisiert: Freiberufliche Berufsträger, insbesondere
Zahnärzte, waren nicht an den Verhandlungen
der Sozialpartner beteiligt. Spezifische Erfahrun-
gen der Zahnärzteschaft konnten damit nicht in
die Vereinbarung einfließen. Weiterer Kritikpunkt:
Da die in der Richtlinie enthaltenen Festlegungen
bereits weitgehend im deutschen Recht verankert
sind, besteht die Gefahr einer bürokratischen
 Doppelregelung.
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